
 

 

 

Stellungnahme zum Schreiben des Bürgermeisters Marktl  

„Aus dem Rathaus. Windpark Altötting-Bürgerentscheid 9.Juni“ (Kopie siehe Anhang)                                                                                                                                 

Herr Dittmann schreibt „gehen Sie bitte niemanden auf dem Leim“ und zielt damit erkennbar 
auf die Bürgerinitiative Gegenwind. 

Dabei ist sein Schreiben leider einseitig und pro-Windkraft formuliert. 

So schreibt Herr Dittmann, dass der Markt Marktl rechtlich keine Möglichkeit hat, den Bau der 
Windkraftanlagen zu verhindern. Dass diese Aussage falsch ist, zeigt das Beispiel Mehring, denn 
dort ist es durch den Bürgerentscheid gelungen, die Windkraftanlagen zu verhindern. 

Herr Dittmann droht, dass, sollten die Windräder nicht im Wald gebaut werden, jeder 
Grundstückseigentümer an einem geeigneten Standort eine Windkraftanlage errichten dürfe, 
was zu einem unkoordinierten Bau von Windkraftanlagen führen würde. Jedoch gilt in Bayern 
außerhalb von Vorranggebieten weiterhin die 10H-Regel. Deshalb wird man Windkraftanlagen 
kaum anderswo aufstellen können, weil eben die geforderten Abstände zur Wohnbebauung 
nicht eingehalten werden. Und genau das ist auch der Grund, warum man die Windkraftanlagen 
in den Wald stellen will! 

Herr Dittmann schreibt, dass die Windräder einen Teil zur Sicherung unseres Wohlstandes im 
Chemiedreieck beitragen, betont aber an anderer Stelle, dass sich unser Strombedarf 
vervielfachen werde. Das bedeutet, dass der Windpark, der mit den jetzt geplanten 29 Anlagen 
rund 7% des Strombedarfs der Region produziert, in wenigen Jahren dann vielleicht nur noch 2% 
liefert. Die entscheidende Frage, wo denn die anderen 98% des Stroms herkommen, stellt er 
nicht.  

Dass die Windkraftanlagen entscheidend für unsere Industrie und unseren Wohlstand sind, 
dementiert sogar das Bundeswirtschaftsministerium:  

„Die Versorgungssicherheit des bayerischen Chemiedreiecks ist aufgrund des 
europäischen Strommarkts und des europäischen Stromverbundsystems von der 
Entwicklung dieses einzelnen Windparks Altötting nicht betroffen.“ 

Und Wacker Werksleiter Peter von Zumbusch:  

„Die Stromversorgung des Chemiedreiecks betrachten auch wir, unabhängig vom 
Gelingen des Windparks Altötting, als gesichert“. Passauer Neue Presse, 24.2.2024 

Herr Dittmann will die Bürger mit Geld überzeugen, indem er schreibt, es wäre eine 
Strompreisreduzierung für die Bürger von 1-3 Cent pro KWh angedacht. Das ist reines 
Wunschdenken, denn beschlossen hat das niemand. Und sollten die Windkraftanlagen erstmal 
genehmigt sein, wird der Betreiber auch nicht freiwillig zahlen.  

Zudem lockt Hr. Dittmann mit dem Argument, die Gemeinden würden 0,2 Cent pro erzeugter 
KWh erhalten. Das würde pro Anlage in Marktl dann rund 20 000€ an Mehreinnahmen bedeuten. 
Das ist, im Vergleich zum Schuldendienst von 375 000€, den die Gemeinde 2024 plant, ein 
unbedeutender Betrag. Zudem darf Geld kein Argument für die Umweltzerstörung sein.  



Herr Dittmann weist auch darauf hin, dass die regionalen Planungsverbände verpflichtet sind, 
bis Ende 2027 1,1% der Regionalfläche für Windenergie auszuweisen. Das geschieht im 
Moment. Damit hätte der Planungsverband seine Arbeit getan. Im Gesetz steht nicht, dass 
Windräder gebaut werden müssen, da steht nur, dass Flächen ausgewiesen werden müssen. 
Außerdem können sich Gesetzte nach Änderung der politischen Verhältnisse wieder ändern. 

 

Die Bürgerinitiative Gegenwind Altötting 
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